
Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg  

Teil II – Verordnungen 

28. Jahrgang Potsdam, den 24. Mai 2017 Nummer 30 

Zweite Verordnung zur Änderung der Wahlordnung zum Landespersonalvertretungsgesetz 

Vom 16. Mai 2017 

Auf Grund des § 98 Absatz 1 des Landespersonalvertretungsgesetzes vom 15. September 1993 (GVBl. I S. 358) 
verordnet die Landesregierung: 

Artikel 1 

Die Wahlordnung zum Landespersonalvertretungsgesetz vom 26. August 1994 (GVBl. II S. 716), die zuletzt durch 
Artikel 22 des Gesetzes vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26, 61) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) In der Angabe zu § 1 wird das Wort „Wahlhelfer“ durch die Wörter „Wahlhelferinnen und Wahlhelfer“ 
ersetzt. 

b) In den Angaben zu den §§ 3, 4 und 35 wird jeweils das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort 
„Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt. 

c) In den Angaben zu den §§ 23 und 30 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerbe-
rinnen und Bewerber“ ersetzt. 

d) In der Überschrift des Kapitels 1 Abschnitt 2 und den Angaben zu den §§ 27 und 28 wird jeweils das 
Wort „Gruppenvertreter“ durch das Wort „Gruppenvertretungsmitglieder“ ersetzt. 

e) In der Überschrift des Kapitels 1 Abschnitt 3 wird das Wort „Gruppenvertreters“ durch das Wort  
„Gruppenvertretungsmitgliedes“ ersetzt. 

f) In der Angabe zu § 49 werden die Wörter „Lehrkräfte in Ausbildung“ durch die Wörter „Lehramtskandi-
datinnen und Lehramtskandidaten“ ersetzt. 

g) Die Angabe zu § 51 wird wie folgt gefasst: 

„§ 51 Berechnung der Fristen, Formerfordernisse“. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift sowie in Absatz 1 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort „Wahlhelfer“ durch die Wörter 
„Wahlhelferinnen und Wahlhelfer“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „und Schreibkräfte“ durch die Wörter „, die üblicherweise in der 
Dienststelle genutzte Informations- und Kommunikationstechnik sowie Büropersonal“ ersetzt. 

 



c) In Absatz 3 werden die Wörter „und gegebenenfalls“ durch die Wörter „, deren dienstliche Anschrift,  
E-Mail-Adresse, Telefon- und Telefaxnummer sowie gegebenenfalls die Namen“ ersetzt. 

d) In Absatz 4 wird das Wort „Wählerverzeichnisses“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnisses“  
ersetzt. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“  
ersetzt. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„(2) Der Wahlvorstand stellt ein Verzeichnis der wahlberechtigten Beschäftigten (Wahlberechtigten-
verzeichnis) getrennt nach den Gruppen auf. Er hat bis zum Abschluss der Stimmabgabe das Wahlberech-
tigtenverzeichnis auf dem Laufenden zu halten und nach Maßgabe des § 4 Absatz 3 zu berichtigen. 

(3) Das Wahlberechtigtenverzeichnis oder eine Abschrift ist unverzüglich nach Einleitung der Wahl  
(§ 7 Absatz 5) bis zum Abschluss der Stimmabgabe an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen. Die 
Auslegung des Wahlberechtigtenverzeichnisses ist auch in räumlich getrennten Dienststellenteilen,  
Nebenstellen und nachgeordneten Stellen zu sichern.“ 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“  
ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Beschäftigte können beim Wahlvorstand schriftlich binnen fünf Arbeitstagen seit Auslegung des 
Wahlberechtigtenverzeichnisses (§ 3 Absatz 3) Einspruch gegen seine Richtigkeit einlegen.“ 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „dem Beschäftigten, der“ durch die Wörter „der Person, die“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“  
ersetzt. 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“  
ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ 
und das Wort „eines“ durch das Wort „von“ ersetzt. 

5. In § 5 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „und nach Gruppen getrennten“ gestrichen. 

6. In § 6 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Beamten und Arbeitnehmer“ durch die Wörter „Beschäftigten der 
beiden Gruppen“ ersetzt. 

7. § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden die Wörter „Beamten und Arbeitnehmern“ durch das Wort „Gruppen“ ersetzt. 

b) In Nummer 4 werden die Wörter „Beamten und Arbeitnehmer ihre Vertreter“ durch die Wörter „An- 
gehörigen der beiden Gruppen ihre Vertreterinnen und Vertreter“ ersetzt.  

c) In den Nummern 5 bis 7 wird jeweils das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigten-
verzeichnis“ ersetzt. 
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d) In Nummer 8 werden das Wort „jeder“ durch die Wörter „jede oder jeder“ ersetzt und die Wörter  
„; Mitglieder des Wahlvorstandes dürfen Wahlvorschläge nicht unterzeichnen“ gestrichen. 

e) Der Nummer 12 werden die Wörter „sowie im Fall der Bekanntmachung in elektronischer Form, wo und 
wie von den Wahlvorschlägen Kenntnis genommen werden kann,“ angefügt. 

8. Dem § 8 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Angaben nach § 9 Absatz 2 Satz 1 bis 3 sollen zusätzlich elektronisch übermittelt werden.“ 

9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Jeder Wahlvorschlag soll mindestens doppelt so viele Bewerberinnen und Bewerber enthalten, wie  

1. bei Gruppenwahl Gruppenvertretungsmitglieder oder  

2. bei gemeinsamer Wahl Personalratsmitglieder 

zu wählen sind.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 und 3 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und  
Bewerber“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 6 werden die Wörter „ein Beauftragter“ durch die Wörter „eine Beauftragte oder ein  
Beauftragter“ ersetzt. 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „welcher der Unterzeichner“ durch die Wörter „welche der unter-
zeichnenden Personen“ und das Wort „Listenvertreter“ durch das Wort „Listenvertretung“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „der Unterzeichner als berechtigt, der“ durch die Wörter „die unter-
zeichnende Person als berechtigt, die“ ersetzt. 

e) Absatz 7 wird aufgehoben. 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Jeder Bewerber“ durch die Wörter „Jede Bewerberin oder jeder Be-
werber“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden das Wort „Jeder“ durch die Wörter „Jede oder jeder“ und das Wort „seine“ 
durch die Wörter „ihre oder seine“ ersetzt. 

11. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„(3) Der Wahlvorstand hat Bewerberinnen und Bewerber, die mit ihrer schriftlichen Zustimmung auf  
mehreren Wahlvorschlägen benannt sind, aufzufordern, innerhalb von drei Arbeitstagen zu erklären, auf 
welchem Wahlvorschlag sie benannt bleiben wollen. Wird diese Erklärung nicht fristgerecht abgegeben, 
so wird die Bewerberin oder der Bewerber von sämtlichen Wahlvorschlägen gestrichen. 

(4) Der Wahlvorstand hat vorschlagsberechtigte Beschäftigte (§ 8 Absatz 1), die mehrere Wahlvorschläge 
unterzeichnet haben, schriftlich aufzufordern, innerhalb von drei Arbeitstagen zu erklären, welche Unter-
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schrift sie aufrechterhalten. Wird diese Erklärung nicht fristgerecht abgegeben, so wird die oder der  
Beschäftigte von sämtlichen Wahlvorschlägen gestrichen.“ 

b) In Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 und 4 sowie Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die 
Wörter „Bewerberinnen oder Bewerber“ ersetzt. 

12. In § 12 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Nummer 1 wird jeweils das Wort „Vertreter“ durch die Wörter „Vertrete-
rinnen oder Vertreter“ ersetzt. 

13. In § 13 Absatz 2 Satz 1 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ 
ersetzt. 

14. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „der Wähler hat“ durch die Wörter „die Wahlberechtigten haben“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Unterzeichner der Wahlvorschläge“ durch die Wörter „Beschäftigten, die 
Wahlvorschläge unterzeichnet haben,“ ersetzt. 

15. In § 15 Satz 1 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt. 

16. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „in einem Wahlumschlag“ durch die Wörter „, der in der Weise ge-
faltet sein muss, dass die Stimmabgabe nicht erkennbar ist,“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „die“ die Wörter „bei schriftlicher Stimmabgabe erforderlichen“ 
eingefügt. 

c) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „die“ die Wörter „nicht in der Weise gefaltet sind, dass die 
Stimmabgabe nicht erkennbar ist, oder die bei schriftlicher Stimmabgabe“ eingefügt. 

bb) In Nummer 3 werden die Wörter „des Wählers“ durch die Wörter „der oder des Wahlberechtigten“ 
ersetzt. 

e) In Absatz 5 werden nach dem Wort „Mehrere“ die Wörter „bei schriftlicher Stimmabgabe“ eingefügt. 

f) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Hat die oder der Wahlberechtigte einen Stimmzettel verschrieben oder versehentlich unbrauchbar  
gemacht, so ist ihr oder ihm auf Verlangen gegen Rückgabe des unbrauchbaren Stimmzettels ein neuer 
Stimmzettel auszuhändigen. Der Wahlvorstand hat den zurückgegebenen Stimmzettel unverzüglich in 
Gegenwart der oder des Wahlberechtigten zu vernichten.“ 

17. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der Wähler“ durch die Wörter „die Wahlberechtigten“ und die  
Wörter „in den Wahlumschlag legen kann“ durch die Wörter „zusammenfalten können“ ersetzt. 
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bb) In den Sätzen 2 und 4 wird jeweils das Wort „Umschläge“ durch das Wort „Stimmzettel“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden das Wort „Wahlhelfer“ durch die Wörter „Wahlhelferinnen und Wahlhelfer“ und die 
Wörter „eines Wahlhelfers“ durch die Wörter „einer Wahlhelferin oder eines Wahlhelfers“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der Wähler im Wählerverzeichnis“ durch die Wörter „die oder der 
Wahlberechtigte im Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“  
ersetzt. 

d) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Wahlberechtigte, die nicht lesen können oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung einer Hilfe bei 
der Stimmabgabe bedürfen, bestimmen eine Person ihres Vertrauens, derer sie sich bei der Stimmabgabe 
bedienen, und geben dies dem Wahlvorstand bekannt.“ 

18. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Wahlberechtigten Beschäftigten, die im Zeitpunkt der Wahl verhindert sind, ihre Stimme persönlich 
abzugeben, übergibt oder übersendet der Wahlvorstand auf Verlangen  

1. den Stimmzettel und den Wahlumschlag, 

2. einen größeren Freiumschlag, der die Anschrift des Wahlvorstandes und als Absender den Namen 
und die Anschrift der oder des wahlberechtigten Beschäftigten sowie den Vermerk „Schriftliche 
Stimmabgabe“ trägt, sowie 

3. eine vorgedruckte, von der oder dem Wahlberechtigten abzugebende Erklärung, dass der Stimm-
zettel von ihr oder ihm persönlich gekennzeichnet wurde; ist nach § 17 Absatz 4 eine Person des 
Vertrauens bestimmt, kann diese die Erklärung unterzeichnen. 

Auf Antrag fügt der Wahlvorstand auch einen Abdruck des Wahlausschreibens bei. Der Wahlvorstand hat 
die Aushändigung oder Übersendung im Wahlberechtigtenverzeichnis zu vermerken.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „gekennzeichnet“ ein Komma und die Wörter „in der Weise 
gefaltet, dass die Stimmabgabe nicht erkennbar ist,“ eingefügt. 

bb) In Nummer 3 werden die Wörter „§ 17 Abs. 7 kann sich ein Wähler“ durch die Wörter „§ 17 Ab-
satz 4 können sich Wahlberechtigte“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „des“ durch die Wörter „der oder des“ ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Beschäftigte, die zu einer auswärtigen Dienststelle abgeordnet sind, ohne in ihr wahlberechtigt zu 
sein, können ihre Stimme nur nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 abgeben.“ 

19. In § 19 Absatz 1 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt. 
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20. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Nach Öffnung der Wahlurne entnimmt der Wahlvorstand hieraus und aus den in der Wahlurne  
gegebenenfalls enthaltenen Wahlumschlägen der schriftlichen Stimmabgabe die Stimmzettel. Wenn die 
Gefahr besteht, dass wegen der geringen Zahl der in der Wahlurne enthaltenen Stimmzettel oder Wahl-
umschläge Stimmzettel bestimmten Wählerinnen oder Wählern zugeordnet werden können, hat der 
Wahlvorstand zur Wahrung des Wahlgeheimnisses die noch gefalteten Stimmzettel aus den Wahl-
umschlägen mit den übrigen ebenfalls noch gefalteten Stimmzetteln zu vermischen. Danach vergleicht 
der Wahlvorstand die Zahl der Stimmzettel mit der Zahl der nach dem Wahlberechtigtenverzeichnis  
abgegebenen Stimmen und prüft die Gültigkeit der Stimmzettel.“ 

b) In Absatz 3 Nummer 2 werden die Wörter „jeden einzelnen Bewerber“ durch die Wörter „jede einzelne 
Bewerberin und jeden einzelnen Bewerber“ ersetzt. 

21. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. im Falle der Verhältniswahl die Zahl der auf sämtliche Bewerberinnen und Bewerber einer  
jeden Vorschlagsliste sowie die auf die einzelnen Bewerberinnen und Bewerber innerhalb der 
Vorschlagsliste entfallenen gültigen Stimmen, die Errechnung der Höchstzahlen und ihre Ver-
teilung auf die Vorschlagslisten; im Falle der Personenwahl die Zahl der auf jede Bewerberin 
und jeden Bewerber entfallenen gültigen Stimmen,“. 

bb) In Nummer 6 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Dem Dienststellenleiter“ durch die Wörter „Der Dienststellenleitung“  
ersetzt. 

22. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „ein Gewählter“ durch die Wörter „eine gewählte Person“ und das Wort „er“ 
durch das Wort „sie“ ersetzt. 

23. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird das Wort „Wähler“ durch die Wörter „Wählerinnen und Wähler“ ersetzt. 

bb) In den Nummern 5 und 6 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und 
Bewerber“ ersetzt. 

24. In der Überschrift des Kapitels 1 Abschnitt 2 wird das Wort „Gruppenvertreter“ durch das Wort „Gruppen-
vertretungsmitglieder“ ersetzt. 

25. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „jeder Wähler seine“ durch die Wörter „jede oder jeder Wahl-
berechtigte die“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 
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c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die oder der Wahlberechtigte hat auf dem Stimmzettel die Vorschlagsliste anzukreuzen, für die sie 
oder er die Stimme abgeben will.“ 

26. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Gruppenvertreter“ durch das Wort „Gruppenvertretungsmitglieder“  
ersetzt. 

b) In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und  
Bewerber“ ersetzt. 

27. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Gruppenvertreter“ durch das Wort „Gruppenvertretungsmitglieder“  
ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

28. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Der Wähler darf nur solche Bewerber wählen“ durch die Wörter 
„Es dürfen nur solche Bewerberinnen und Bewerber gewählt werden“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

bb) Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„Die Wahlberechtigten kreuzen auf dem Stimmzettel die Namen der Bewerberinnen und Bewerber 
an, für die sie die Stimme abgeben wollen. Sie dürfen 

1. bei Gruppenwahl nicht mehr Namen ankreuzen, als für die betreffende Gruppe Gruppen-
vertretungsmitglieder zu wählen sind, 

2. bei gemeinsamer Wahl nicht mehr Namen ankreuzen, als Personalratsmitglieder zu wählen 
sind.“ 

29. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift und in Absatz 1 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen 
und Bewerber“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Bewerbern“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerbern“ ersetzt. 

30. In der Überschrift des Kapitels 1 Abschnitt 3 wird das Wort „Gruppenvertreters“ durch das Wort „Gruppen-
vertretungsmitgliedes“ ersetzt. 

31. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 wird das Wort „Vertreter“ durch das Wort „Gruppenvertretungsmitglied“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Wahlberechtigten haben auf dem Stimmzettel den Namen der Bewerberin oder des Bewerbers  
anzukreuzen, für die oder den sie die Stimme abgeben wollen.“ 
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d) In Absatz 4 werden die Wörter „der Bewerber, der“ durch die Wörter „die Bewerberin oder der  
Bewerber, die oder der“ ersetzt. 

32. In § 34 Absatz 2 werden nach dem Wort „Anschrift“ ein Komma und die Wörter „E-Mail-Adresse, Telefon- 
und Telefaxnummer seiner oder“ eingefügt.  

33. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“  
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Wählerverzeichnisse“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeich-
nisse“ ersetzt. 

34. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden die Wörter „Beamten und Arbeitnehmern“ durch das Wort „Gruppen“  
ersetzt. 

bb) In Nummer 3 werden die Wörter „Beamte und Arbeitnehmer ihre Vertreter“ durch die Wörter  
„die Angehörigen der beiden Gruppen ihre Vertreterinnen und Vertreter“ ersetzt. 

cc) In Nummer 4 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ 
ersetzt. 

dd) In Nummer 5 wird das Wort „jeder“ durch die Wörter „jede oder jeder“ ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Nummern 1 und 2 wird jeweils das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahl-
berechtigtenverzeichnis“ ersetzt. 

bb) Der Nummer 3 werden die Wörter „sowie im Fall der Bekanntmachung in elektronischer Form, wo 
und wie von den Wahlvorschlägen Kenntnis genommen werden kann,“ angefügt. 

c) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Falle der Bekanntmachung in elektronischer Form hat der Vermerk in anderer geeigneter Weise zu  
erfolgen.“ 

35. In § 40 Absatz 2 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt. 

36. In § 41 Satz 1 wird vor dem Wort „Stimmabgabe“ das Wort „schriftliche“ eingefügt. 

37. In § 42 Absatz 2 Satz 1 wird jeweils das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigten-
verzeichnis“ ersetzt. 

38. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Der Wahlvorstand der Stufenvertretung zählt unverzüglich  

1. im Falle der Verhältniswahl die auf sämtliche Bewerberinnen und Bewerber gleicher Gruppenzu-
gehörigkeit einer jeden Vorschlagsliste sowie die auf die einzelnen Bewerberinnen und Bewerber 
innerhalb der Vorschlagsliste, 
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2. im Falle der Personenwahl die auf jede einzelne Bewerberin und jeden einzelnen Bewerber  

entfallenen Stimmen zusammen und stellt das Ergebnis der Wahl fest.“ 

c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt. 

39. In § 47 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden die Wörter „den Gruppen der Beamten und der Arbeitnehmer“ 
durch das Wort „Gruppen“ ersetzt. 

40. In der Überschrift zu § 49 und im Wortlaut werden jeweils die Wörter „Lehrkräfte in Ausbildung“ durch die 
Wörter „Lehramtskandidatinnen und Lehramtskandidaten“ ersetzt. 

41. In § 50 Absatz 2 Satz 1 und 2 werden jeweils vor dem Wort „bei“ die Wörter „für die Lehrkräfte und das  
sonstige pädagogische Personal“ eingefügt. 

42. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden ein Komma und das Wort „Formerfordernisse“ angefügt. 

b) Der Wortlaut wird Absatz 1. 

c) Folgende Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

„(2) Soweit in dieser Verordnung keine schriftliche Form vorgeschrieben ist, kann die Übersendung von 
Niederschriften, Bekanntmachungen und Mitteilungen des Wahlvorstandes sowie von sonstigen Doku-
menten im Wahlverfahren auch elektronisch oder per Telefax erfolgen. 

(3) Bekanntmachungen des Wahlvorstandes sollen zusätzlich zum Aushang auch mittels der nur dienst-
stellenintern zugänglichen Informations- und Kommunikationstechnik erfolgen. Eine Bekanntmachung 
ausschließlich in elektronischer Form ist zulässig, wenn alle Beschäftigten von der Bekanntmachung 
Kenntnis erlangen können und Vorkehrungen getroffen werden, dass Änderungen der Bekanntmachung 
nur vom Wahlvorstand vorgenommen werden können.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 16. Mai 2017 

Die Landesregierung  
des Landes Brandenburg 

Der Ministerpräsident 

Dr. Dietmar Woidke 

Der Minister des Innern und für Kommunales 

Karl-Heinz Schröter 

 

Herausgeber: Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz 
des Landes Brandenburg  
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	Nummer 30
	Zweite Verordnung zur Änderung der Wahlordnung zum Landespersonalvertretungsgesetz
	Vom 16. Mai 2017
	Auf Grund des § 98 Absatz 1 des Landespersonalvertretungsgesetzes vom 15. September 1993 (GVBl. I S. 358) verordnet die Landesregierung:
	Die Wahlordnung zum Landespersonalvertretungsgesetz vom 26. August 1994 (GVBl. II S. 716), die zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26, 61) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	a) In der Angabe zu § 1 wird das Wort „Wahlhelfer“ durch die Wörter „Wahlhelferinnen und Wahlhelfer“ ersetzt.
	b) In den Angaben zu den §§ 3, 4 und 35 wird jeweils das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	c) In den Angaben zu den §§ 23 und 30 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerbe-rinnen und Bewerber“ ersetzt.
	d) In der Überschrift des Kapitels 1 Abschnitt 2 und den Angaben zu den §§ 27 und 28 wird jeweils das Wort „Gruppenvertreter“ durch das Wort „Gruppenvertretungsmitglieder“ ersetzt.
	e) In der Überschrift des Kapitels 1 Abschnitt 3 wird das Wort „Gruppenvertreters“ durch das Wort „Gruppenvertretungsmitgliedes“ ersetzt.
	f) In der Angabe zu § 49 werden die Wörter „Lehrkräfte in Ausbildung“ durch die Wörter „Lehramtskandidatinnen und Lehramtskandidaten“ ersetzt.
	g) Die Angabe zu § 51 wird wie folgt gefasst:
	„§ 51 Berechnung der Fristen, Formerfordernisse“.
	a) In der Überschrift sowie in Absatz 1 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort „Wahlhelfer“ durch die Wörter „Wahlhelferinnen und Wahlhelfer“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „und Schreibkräfte“ durch die Wörter „, die üblicherweise in der Dienststelle genutzte Informations- und Kommunikationstechnik sowie Büropersonal“ ersetzt.
	c) In Absatz 3 werden die Wörter „und gegebenenfalls“ durch die Wörter „, deren dienstliche Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Telefaxnummer sowie gegebenenfalls die Namen“ ersetzt.
	d) In Absatz 4 wird das Wort „Wählerverzeichnisses“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnisses“ ersetzt.
	a) In der Überschrift wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:
	„(2) Der Wahlvorstand stellt ein Verzeichnis der wahlberechtigten Beschäftigten (Wahlberechtigten-verzeichnis) getrennt nach den Gruppen auf. Er hat bis zum Abschluss der Stimmabgabe das Wahlberechtigtenverzeichnis auf dem Laufenden zu halten und nach Maßgabe des § 4 Absatz 3 zu berichtigen.
	(3) Das Wahlberechtigtenverzeichnis oder eine Abschrift ist unverzüglich nach Einleitung der Wahl (§ 7 Absatz 5) bis zum Abschluss der Stimmabgabe an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen. Die Auslegung des Wahlberechtigtenverzeichnisses ist auch in räumlich getrennten Dienststellenteilen, Nebenstellen und nachgeordneten Stellen zu sichern.“
	a) In der Überschrift wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	„(1) Beschäftigte können beim Wahlvorstand schriftlich binnen fünf Arbeitstagen seit Auslegung des Wahlberechtigtenverzeichnisses (§ 3 Absatz 3) Einspruch gegen seine Richtigkeit einlegen.“
	c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 2 werden die Wörter „dem Beschäftigten, der“ durch die Wörter „der Person, die“ ersetzt.
	bb) In Satz 3 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	d) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	bb) In Satz 2 werden das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ und das Wort „eines“ durch das Wort „von“ ersetzt.
	5. In § 5 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „und nach Gruppen getrennten“ gestrichen.
	6. In § 6 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Beamten und Arbeitnehmer“ durch die Wörter „Beschäftigten der beiden Gruppen“ ersetzt.
	a) In Nummer 2 werden die Wörter „Beamten und Arbeitnehmern“ durch das Wort „Gruppen“ ersetzt.
	b) In Nummer 4 werden die Wörter „Beamten und Arbeitnehmer ihre Vertreter“ durch die Wörter „An-gehörigen der beiden Gruppen ihre Vertreterinnen und Vertreter“ ersetzt. 
	c) In den Nummern 5 bis 7 wird jeweils das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	d) In Nummer 8 werden das Wort „jeder“ durch die Wörter „jede oder jeder“ ersetzt und die Wörter „; Mitglieder des Wahlvorstandes dürfen Wahlvorschläge nicht unterzeichnen“ gestrichen.
	e) Der Nummer 12 werden die Wörter „sowie im Fall der Bekanntmachung in elektronischer Form, wo und wie von den Wahlvorschlägen Kenntnis genommen werden kann,“ angefügt.
	„Die Angaben nach § 9 Absatz 2 Satz 1 bis 3 sollen zusätzlich elektronisch übermittelt werden.“
	a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	„Jeder Wahlvorschlag soll mindestens doppelt so viele Bewerberinnen und Bewerber enthalten, wie 
	1. bei Gruppenwahl Gruppenvertretungsmitglieder oder 
	2. bei gemeinsamer Wahl Personalratsmitglieder
	zu wählen sind.“
	b) In Absatz 2 Satz 1 und 3 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	c) In Absatz 3 Satz 6 werden die Wörter „ein Beauftragter“ durch die Wörter „eine Beauftragte oder ein Beauftragter“ ersetzt.
	d) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 werden die Wörter „welcher der Unterzeichner“ durch die Wörter „welche der unterzeichnenden Personen“ und das Wort „Listenvertreter“ durch das Wort „Listenvertretung“ ersetzt.
	bb) In Satz 2 werden die Wörter „der Unterzeichner als berechtigt, der“ durch die Wörter „die unterzeichnende Person als berechtigt, die“ ersetzt.
	e) Absatz 7 wird aufgehoben.
	a) In Absatz 1 werden die Wörter „Jeder Bewerber“ durch die Wörter „Jede Bewerberin oder jeder Be-werber“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	c) In Absatz 3 Satz 1 werden das Wort „Jeder“ durch die Wörter „Jede oder jeder“ und das Wort „seine“ durch die Wörter „ihre oder seine“ ersetzt.
	a) Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst:
	„(3) Der Wahlvorstand hat Bewerberinnen und Bewerber, die mit ihrer schriftlichen Zustimmung auf mehreren Wahlvorschlägen benannt sind, aufzufordern, innerhalb von drei Arbeitstagen zu erklären, auf welchem Wahlvorschlag sie benannt bleiben wollen. Wird diese Erklärung nicht fristgerecht abgegeben, so wird die Bewerberin oder der Bewerber von sämtlichen Wahlvorschlägen gestrichen.
	(4) Der Wahlvorstand hat vorschlagsberechtigte Beschäftigte (§ 8 Absatz 1), die mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet haben, schriftlich aufzufordern, innerhalb von drei Arbeitstagen zu erklären, welche Unterschrift sie aufrechterhalten. Wird diese Erklärung nicht fristgerecht abgegeben, so wird die oder der Beschäftigte von sämtlichen Wahlvorschlägen gestrichen.“
	b) In Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 und 4 sowie Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen oder Bewerber“ ersetzt.
	12. In § 12 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Nummer 1 wird jeweils das Wort „Vertreter“ durch die Wörter „Vertreterinnen oder Vertreter“ ersetzt.
	13. In § 13 Absatz 2 Satz 1 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „der Wähler hat“ durch die Wörter „die Wahlberechtigten haben“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 werden die Wörter „Unterzeichner der Wahlvorschläge“ durch die Wörter „Beschäftigten, die Wahlvorschläge unterzeichnet haben,“ ersetzt.
	15. In § 15 Satz 1 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	a) In Absatz 1 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 werden die Wörter „in einem Wahlumschlag“ durch die Wörter „, der in der Weise ge-faltet sein muss, dass die Stimmabgabe nicht erkennbar ist,“ ersetzt.
	bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „die“ die Wörter „bei schriftlicher Stimmabgabe erforderlichen“ eingefügt.
	c) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
	aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „die“ die Wörter „nicht in der Weise gefaltet sind, dass die Stimmabgabe nicht erkennbar ist, oder die bei schriftlicher Stimmabgabe“ eingefügt.
	bb) In Nummer 3 werden die Wörter „des Wählers“ durch die Wörter „der oder des Wahlberechtigten“ ersetzt.
	e) In Absatz 5 werden nach dem Wort „Mehrere“ die Wörter „bei schriftlicher Stimmabgabe“ eingefügt.
	f) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
	„(6) Hat die oder der Wahlberechtigte einen Stimmzettel verschrieben oder versehentlich unbrauchbar gemacht, so ist ihr oder ihm auf Verlangen gegen Rückgabe des unbrauchbaren Stimmzettels ein neuer Stimmzettel auszuhändigen. Der Wahlvorstand hat den zurückgegebenen Stimmzettel unverzüglich in Gegenwart der oder des Wahlberechtigten zu vernichten.“
	17. § 17 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 werden die Wörter „der Wähler“ durch die Wörter „die Wahlberechtigten“ und die Wörter „in den Wahlumschlag legen kann“ durch die Wörter „zusammenfalten können“ ersetzt.
	bb) In den Sätzen 2 und 4 wird jeweils das Wort „Umschläge“ durch das Wort „Stimmzettel“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 werden das Wort „Wahlhelfer“ durch die Wörter „Wahlhelferinnen und Wahlhelfer“ und die Wörter „eines Wahlhelfers“ durch die Wörter „einer Wahlhelferin oder eines Wahlhelfers“ ersetzt.
	c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 werden die Wörter „der Wähler im Wählerverzeichnis“ durch die Wörter „die oder der Wahlberechtigte im Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	bb) In Satz 2 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	d) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	„Wahlberechtigte, die nicht lesen können oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung einer Hilfe bei der Stimmabgabe bedürfen, bestimmen eine Person ihres Vertrauens, derer sie sich bei der Stimmabgabe bedienen, und geben dies dem Wahlvorstand bekannt.“
	18. § 18 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	„(1) Wahlberechtigten Beschäftigten, die im Zeitpunkt der Wahl verhindert sind, ihre Stimme persönlich abzugeben, übergibt oder übersendet der Wahlvorstand auf Verlangen 
	1. den Stimmzettel und den Wahlumschlag,
	2. einen größeren Freiumschlag, der die Anschrift des Wahlvorstandes und als Absender den Namen und die Anschrift der oder des wahlberechtigten Beschäftigten sowie den Vermerk „Schriftliche Stimmabgabe“ trägt, sowie
	3. eine vorgedruckte, von der oder dem Wahlberechtigten abzugebende Erklärung, dass der Stimm-zettel von ihr oder ihm persönlich gekennzeichnet wurde; ist nach § 17 Absatz 4 eine Person des Vertrauens bestimmt, kann diese die Erklärung unterzeichnen.
	Auf Antrag fügt der Wahlvorstand auch einen Abdruck des Wahlausschreibens bei. Der Wahlvorstand hat die Aushändigung oder Übersendung im Wahlberechtigtenverzeichnis zu vermerken.“
	b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „gekennzeichnet“ ein Komma und die Wörter „in der Weise gefaltet, dass die Stimmabgabe nicht erkennbar ist,“ eingefügt.
	bb) In Nummer 3 werden die Wörter „§ 17 Abs. 7 kann sich ein Wähler“ durch die Wörter „§ 17 Absatz 4 können sich Wahlberechtigte“ ersetzt.
	c) In Absatz 3 wird das Wort „des“ durch die Wörter „der oder des“ ersetzt.
	d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
	„(4) Beschäftigte, die zu einer auswärtigen Dienststelle abgeordnet sind, ohne in ihr wahlberechtigt zu sein, können ihre Stimme nur nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 abgeben.“
	19. In § 19 Absatz 1 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	20. § 21 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	„(2) Nach Öffnung der Wahlurne entnimmt der Wahlvorstand hieraus und aus den in der Wahlurne gegebenenfalls enthaltenen Wahlumschlägen der schriftlichen Stimmabgabe die Stimmzettel. Wenn die Gefahr besteht, dass wegen der geringen Zahl der in der Wahlurne enthaltenen Stimmzettel oder Wahlumschläge Stimmzettel bestimmten Wählerinnen oder Wählern zugeordnet werden können, hat der Wahlvorstand zur Wahrung des Wahlgeheimnisses die noch gefalteten Stimmzettel aus den Wahl-umschlägen mit den übrigen ebenfalls noch gefalteten Stimmzetteln zu vermischen. Danach vergleicht der Wahlvorstand die Zahl der Stimmzettel mit der Zahl der nach dem Wahlberechtigtenverzeichnis abgegebenen Stimmen und prüft die Gültigkeit der Stimmzettel.“
	b) In Absatz 3 Nummer 2 werden die Wörter „jeden einzelnen Bewerber“ durch die Wörter „jede einzelne Bewerberin und jeden einzelnen Bewerber“ ersetzt.
	21. § 22 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
	„5. im Falle der Verhältniswahl die Zahl der auf sämtliche Bewerberinnen und Bewerber einer jeden Vorschlagsliste sowie die auf die einzelnen Bewerberinnen und Bewerber innerhalb der Vorschlagsliste entfallenen gültigen Stimmen, die Errechnung der Höchstzahlen und ihre Verteilung auf die Vorschlagslisten; im Falle der Personenwahl die Zahl der auf jede Bewerberin und jeden Bewerber entfallenen gültigen Stimmen,“.
	bb) In Nummer 6 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	b) In Absatz 3 werden die Wörter „Dem Dienststellenleiter“ durch die Wörter „Der Dienststellenleitung“ ersetzt.
	22. § 23 wird wie folgt geändert:
	a) In der Überschrift wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	b) In Satz 2 werden die Wörter „ein Gewählter“ durch die Wörter „eine gewählte Person“ und das Wort „er“ durch das Wort „sie“ ersetzt.
	23. § 24 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Nummer 2 wird das Wort „Wähler“ durch die Wörter „Wählerinnen und Wähler“ ersetzt.
	bb) In den Nummern 5 und 6 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	24. In der Überschrift des Kapitels 1 Abschnitt 2 wird das Wort „Gruppenvertreter“ durch das Wort „Gruppen-vertretungsmitglieder“ ersetzt.
	25. § 26 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „jeder Wähler seine“ durch die Wörter „jede oder jeder Wahl-berechtigte die“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
	„(3) Die oder der Wahlberechtigte hat auf dem Stimmzettel die Vorschlagsliste anzukreuzen, für die sie oder er die Stimme abgeben will.“
	26. § 27 wird wie folgt geändert:
	a) In der Überschrift wird das Wort „Gruppenvertreter“ durch das Wort „Gruppenvertretungsmitglieder“ ersetzt.
	b) In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	27. § 28 wird wie folgt geändert:
	a) In der Überschrift wird das Wort „Gruppenvertreter“ durch das Wort „Gruppenvertretungsmitglieder“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	28. § 29 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Der Wähler darf nur solche Bewerber wählen“ durch die Wörter „Es dürfen nur solche Bewerberinnen und Bewerber gewählt werden“ ersetzt.
	b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	bb) Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:
	„Die Wahlberechtigten kreuzen auf dem Stimmzettel die Namen der Bewerberinnen und Bewerber an, für die sie die Stimme abgeben wollen. Sie dürfen
	1. bei Gruppenwahl nicht mehr Namen ankreuzen, als für die betreffende Gruppe Gruppen-vertretungsmitglieder zu wählen sind,
	2. bei gemeinsamer Wahl nicht mehr Namen ankreuzen, als Personalratsmitglieder zu wählen sind.“
	29. § 30 wird wie folgt geändert:
	a) In der Überschrift und in Absatz 1 wird jeweils das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 wird das Wort „Bewerbern“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerbern“ ersetzt.
	30. In der Überschrift des Kapitels 1 Abschnitt 3 wird das Wort „Gruppenvertreters“ durch das Wort „Gruppen-vertretungsmitgliedes“ ersetzt.
	31. § 31 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 Nummer 1 wird das Wort „Vertreter“ durch das Wort „Gruppenvertretungsmitglied“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
	„(3) Die Wahlberechtigten haben auf dem Stimmzettel den Namen der Bewerberin oder des Bewerbers anzukreuzen, für die oder den sie die Stimme abgeben wollen.“
	d) In Absatz 4 werden die Wörter „der Bewerber, der“ durch die Wörter „die Bewerberin oder der Bewerber, die oder der“ ersetzt.
	32. In § 34 Absatz 2 werden nach dem Wort „Anschrift“ ein Komma und die Wörter „E-Mail-Adresse, Telefon- und Telefaxnummer seiner oder“ eingefügt. 
	33. § 35 wird wie folgt geändert:
	a) In der Überschrift wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Wählerverzeichnisse“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeich-nisse“ ersetzt.
	34. § 38 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	aa) In Nummer 2 werden die Wörter „Beamten und Arbeitnehmern“ durch das Wort „Gruppen“ ersetzt.
	bb) In Nummer 3 werden die Wörter „Beamte und Arbeitnehmer ihre Vertreter“ durch die Wörter „die Angehörigen der beiden Gruppen ihre Vertreterinnen und Vertreter“ ersetzt.
	cc) In Nummer 4 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	dd) In Nummer 5 wird das Wort „jeder“ durch die Wörter „jede oder jeder“ ersetzt.
	b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
	aa) In den Nummern 1 und 2 wird jeweils das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahl-berechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	bb) Der Nummer 3 werden die Wörter „sowie im Fall der Bekanntmachung in elektronischer Form, wo und wie von den Wahlvorschlägen Kenntnis genommen werden kann,“ angefügt.
	c) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
	„Im Falle der Bekanntmachung in elektronischer Form hat der Vermerk in anderer geeigneter Weise zu erfolgen.“
	35. In § 40 Absatz 2 wird das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigtenverzeichnis“ ersetzt.
	36. In § 41 Satz 1 wird vor dem Wort „Stimmabgabe“ das Wort „schriftliche“ eingefügt.
	37. In § 42 Absatz 2 Satz 1 wird jeweils das Wort „Wählerverzeichnis“ durch das Wort „Wahlberechtigten-verzeichnis“ ersetzt.
	38. § 43 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Bewerber“ durch die Wörter „Bewerberinnen und Bewerber“ ersetzt.
	b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
	„(3) Der Wahlvorstand der Stufenvertretung zählt unverzüglich 
	1. im Falle der Verhältniswahl die auf sämtliche Bewerberinnen und Bewerber gleicher Gruppenzu-gehörigkeit einer jeden Vorschlagsliste sowie die auf die einzelnen Bewerberinnen und Bewerber innerhalb der Vorschlagsliste,
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